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FLEXIBEL EINSETZBAR:

– Retrofit-kompatibel

– Customized-Lösungen

– Mieten statt kaufen

BATTERIELOS & WARTUNGSARM:

–  offline und autark - PYLOCX®

 arbei tet auch dann noch, wenn 

 Handy oder Stromnetz ausfallen.

– Effizienter Betrieb auch an schwer  

 zugänglichen Standorten.

Mehr erfahren!

PYLOCX Smart Access Solutions

Webinar
KRITIS Dachgesetz 

SMART ACCESS SOLUTIONS

Clevere Zutrittskontrolle für Betreiber 

kritischer Infrastrukturen

PYLOCX® steht für hochverfügbare Schließtechnik in sicherheitskritischen 

Anwendungen. Das System gewährleistet zuverlässigen Schutz auch unter 

Extrembedingungen. Durch den Verzicht auf eine Stromversorgung im Schloss 

bleibt PYLOCX® selbst im Blackout uneingeschränkt funktionsfähig – für 

maximale Betriebssicherheit und permanente Verfügbarkeit.

Mehr erfahren!

PYLOCX ® überzeugt durch 

Mehr erfahren!Mehr erfahren!Mehr erfahren!Mehr erfahren!

https://kritis-dg.stuv.de

The top of security.
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Anzeige

Der Bund der Strafvollzugsbediensteten vertritt, unter dem Dach des dbb, 
bundesweit die Interessen der 38.000 Bediensteten im Justizvollzug. 

Er ist mit rund 25.000 Mitgliedern die größte gewerkschaftliche Organisation 
der Beschäftigten im Justizvollzug der Bundesrepublik Deutschland. 

Der BSBD, der rund 70 Prozent aller Strafvollzugsbediensteten gewerkschaftlich organisiert, 
hat es sich zur Aufgabe gemacht, die Interessen des Strafvollzuges 

und die der Kolleginnen und Kollegen wirksam zu vertreten, 
damit diese nicht von der Politik übersehen werden können. 

Ein hoher Organisationsgrad und die bundesweite Bündelung und Vernetzung 
der Gewerkschaftsarbeit ist für die effektive Vertretung der Belange 

der Kolleginnen und Kollegen unerlässlich, um öffentlich Gehör zu finden. 

„Um einer interessierten Öffentlichkeit, aber auch den Kolleginnen und Kollegen zu vermitteln, 
dass eine starke und eigenständige gewerkschaftliche Interessenvertretung unverzichtbar ist, 

hat der BSBD einen Imagefilm erstellt, der sowohl einen Einblick in den Vollzug gewährt 
als auch das Erfordernis zur solidarischen Wahrnehmung der eigenen Interessen betont. 

 
Der Imagefilm kann unter www.bsbd.de aufgerufen werden.

Eine starke Gewerkschaft  

BSBD
Gewerkschaft Strafvollzug

BSBD

Der BSBD ist die größte gewerkschaftliche Interessenvertretung  

der Strafvollzugsbediensteten in Deutschland

Der BSBD vertritt  

deutschlandweit  

die Interessen von mehr als 

25.000 Beamten und  

Tarifbeschäftigten

Der Verband  

ist eigenständig und  

unter dem Dach des  

Deutschen Beamtenbunds  

organisiert
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Finanztipp Ihrer BBBank

Welche Rate kann ich mir leisten? So rechnen Sie 
richtig – und realistisch
Sie spielen mit dem Gedanken an eine eigene Immobilie? Finden Sie mit der Haushaltsrechnung heraus, 
welche Rate zu Ihren Einnahmen und Ausgaben passt.

Für die einen ist es der kreative Frei-
raum, für andere die Sicherheit eines 
eigenen Heims oder ein Garten mit 
Hochbeet – nach Jahren des Mietens 
und Sparens stellen sich viele Men-
schen die Frage: Ist jetzt der richtige 
Zeitpunkt für einen Hauskauf? Und wie 
viel kann ich mir leisten, ohne mich 
finanziell zu übernehmen? Die Haus-
haltsrechnung gibt Käuferinnen und 
Käufern Sicherheit. 

Warum die Haushalts­
rechnung so wichtig ist 

Eine Baufinanzierung begleitet Sie 
meist über viele Jahre. In dieser Zeit 
kann sich viel verändern: beruflich, fa-
miliär oder wirtschaftlich. Wer von An-
fang an ehrlich rechnet, schafft sich 
einen Puffer für Unvorhergesehenes.

Die Haushaltsrechnung hilft dabei:
•  Ihre finanzielle Leistungsfähigkeit 

realistisch einzuschätzen
•  Eine tragfähige monatliche Kreditra-

te zu bestimmen
• Langfristige Planbarkeit zu schaffen

Haushaltsrechnung aufstel­
len: so funktioniert‘s 

Schritt 1: Alle monatlichen  
Einnahmen erfassen 

Am Anfang steht die einfache, aber ent-
scheidende Frage: Was kommt monat-
lich wirklich rein? Zu den regelmäßigen 

Einnahmen zählen unter anderem:
•  Nettoeinkommen aus selbstständi-

ger/nichtselbstständiger Tätigkeit
• Kindergeld
• Mieteinnahmen
• Unterhaltszahlungen
•  Regelmäßige Bonuszahlungen oder 

Provisionen (anteilig berechnet)

Sinnvoll ist ein konservativer Ansatz. 
Variable Bestandteile, wie leistungs-
abhängige Boni, sollten nicht zu opti-
mistisch angesetzt werden. Rechnen 
Sie lieber mit einem durchschnittlichen 
Wert. 

Schritt 2: Ausgaben vollständig 
berücksichtigen 

Hier liegt für viele der größte Aha-Mo-
ment. Denn insbesondere variable Kos-
ten finden oft zu wenig Beachtung.

Fixe monatliche Kosten sind z. B.:  
• Miete
•  Versicherungen
• Strom, Heizung, Wasser
• Internet und Mobilfunk
• Abonnements und Streamingdienste
• Kinderbetreuung
• Leasing- oder Kreditraten

Diese Ausgaben sind relativ gut plan-
bar – sie bilden das Fundament Ihrer 
Haushaltsrechnung.

Variable monatliche Kosten sind z. B.: 
• Lebensmittel

• Freizeitaktivitäten
• Kleidung
• Urlaube
•  Rücklagen für Reparaturen oder An-

schaffungen

Ein Blick auf die Kontoauszüge der 
letzten drei bis sechs Monate schafft 
hier Klarheit. So erkennen Sie, wie viel 
Spielraum wirklich vorhanden ist.

Kosten neben der Kreditrate  

Viele Menschen schauen bei der Finan-
zierung vor allem auf Zins und Rate im 
Hier und Jetzt. Doch Eigentum bringt 
mittel- und langfristige Kosten mit 
sich, die von Anfang an berücksichtigt 
werden sollten. Das betrifft zum Bei-
spiel Versicherungsbeiträge oder Auf-
wendungen für Instandhaltungen.

Auch Einmalausgaben (z. B. für die Ein-
bauküche) sowie Preissteigerungen für 
Baumaterialien und Handwerker spie-
len dabei eine Rolle. Insgesamt sollten 
Sie für unvorhergesehene Ausgaben 
einen Puffer in Höhe von zehn Prozent 
des Kaufpreises einplanen.

Diese Ausgaben werden häufig 
unterschätzt 

•  Hausgeld – Extraposten bei Eigen­
tumswohnungen: Das Hausgeld ist 
der monatliche Betrag, den Sie nach 
dem Kauf einer Eigentumswohnung 
an die Eigentümergemeinschaft zah-

ab. Das Hausgeld umfasst in der 

ge. Letztere wird von der Eigentümer-

Reparaturen – etwa am Dach oder 
an der Fassade – fi nanzieren zu kön-

Sie kein Hausgeld. Dafür tragen Sie 

Dach, Heizung, Fenster, Fassade oder 

fl äche als Rücklage einzuplanen. 

Dämmung, neue Fenster und effi zi-

versicherung und Privathaftpfl icht-

Lage kann auch eine Elementarscha-

bei Risiko für Hochwasser. Darüber 
hinaus können Rechtsschutz- und Le-

 In Deutschland liegt die 

je nach Objekt und Lage abweichen. 
Die Höhe hängt zum Beispiel vom 

Einfl uss und unterscheidet sich re-

Die monatliche Rate für eine Bau-
fi nanzierung sollte ein Drittel des 

Doch: Jede Lebenssituation ist anders. 

weise die Laufzeit und reduziert die Ge-

Lebensqualität zu fi nden

Eigenkapital spielt bei der Baufi nanzie-
rung eine zentrale Rolle. Dennoch ist es 

•  Drei bis sechs Monatsgehälter sollten 

Gemeinsam fi nden wir heraus:

Denn Better Banking bietet eine 
Lösung, die heute und in Zukunft 
zu Ihrem Leben passt.

Der FinanzLotse erfasst automa-

rien wie Mobilität, Lebensmittel 

geht‘s nicht. Der kostenlose Service 
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finanziell zu übernehmen? Die Haus

Eine Baufinanzierung begleitet Sie 

kann sich viel verändern: beruflich, fa

Die Haushaltsrechnung hilft dabei:
•  Ihre finanzielle Leistungsfähigkeit 

• Langfristige Planbarkeit zu schaffen

ment. Denn insbesondere variable Kos
ten finden oft zu wenig Beachtung.

• Leasing- oder Kreditraten

Diese Ausgaben sind relativ gut plan

• Lebensmittel

Hier und Jetzt. Doch Eigentum bringt 

werden sollten. Das betrifft zum Bei

Diese Ausgaben werden häufig 

 Das Hausgeld ist 

len. Es fällt zusätzlich zur Kreditrate 
an und deckt die laufenden Kosten 
des gemeinschaftlichen Eigentums 
ab. Das Hausgeld umfasst in der 
Regel Betriebskosten (z. B. Wasser, 
Müllentsorgung, Hausmeister), Ver-
waltungskosten, Gemeinschafts-
strom, Gebäudeversicherungen und 
Beiträge zur Instandhaltungsrückla-
ge. Letztere wird von der Eigentümer-
gemeinschaft angespart, um größere 
Reparaturen – etwa am Dach oder 
an der Fassade – fi nanzieren zu kön-
nen. Käuferinnen und Käufer sollten 
prüfen: Wie hoch ist die vorhandene 
Rücklage? Sind größere Sanierungen 
geplant? 

•  Eigenheim – kein Hausgeld, dafür 
Eigenverantwortung: Wenn Sie ein 
freistehendes Haus kaufen, zahlen 
Sie kein Hausgeld. Dafür tragen Sie 
die Verantwortung vollständig selbst. 
Dach, Heizung, Fenster, Fassade oder 
Außenanlagen: Mit der Zeit fallen Re-
paraturen und Modernisierungen an. 
Eine Faustregel lautet, monatlich 1 
bis 2 Euro pro Quadratmeter Wohn-
fl äche als Rücklage einzuplanen. 

•  Energie­ und Nebenkosten – Unter­
schiede zwischen Altbau und Neu­
bau: Altbauten sind beim Kauf oft 
günstiger, können im Alltag aber 
durch höhere Nebenkosten mehr 
ins Geld gehen als ein Neubau. In 
neueren Gebäuden sorgen moderne 
Dämmung, neue Fenster und effi zi-
ente Heizsysteme dafür, dass we-
niger Energie verloren geht und die 
monatlichen Kosten niedriger sind. 
In einem Altbau „entweicht“ die Wär-
me dagegen schneller, sodass mehr 
geheizt werden muss – das macht 
sich auf der Rechnung bemerkbar.

•  Absicherung für Unvorhergesehenes: 
Wohngebäudeversicherung, Haus rat-
versicherung und Privathaftpfl icht-
versicherung sind essenziell. Je nach 
Lage kann auch eine Elementarscha-
denversicherung ratsam sein, etwa 
bei Risiko für Hochwasser. Darüber 
hinaus können Rechtsschutz- und Le-
bensversicherungen die persönliche 
Absicherung sinnvoll ergänzen. Über-
schlagen Sie die Kosten und kalkulie-
ren Sie diese in Ihre Planung ein.

•  Laufende Kosten durch die Grund­
steuer: In Deutschland liegt die 

Grundsteuer grob zwischen etwa 200 
und 1.000 Euro pro Jahr, kann aber 
je nach Objekt und Lage abweichen. 
Die Höhe hängt zum Beispiel vom 
Grundsteuerwert und der Grund-
stücksgröße ab. Auch der Hebesatz 
der jeweiligen Gemeinde hat großen 
Einfl uss und unterscheidet sich re-
gional stark. 

Wie viel Rate ist gesund? 

Die monatliche Rate für eine Bau-
fi nanzierung sollte ein Drittel des 
Nettoeinkommens nicht übersteigen. 
Doch: Jede Lebenssituation ist anders. 
Entscheidend sind individuelle Fragen 
wie:
• Planen Sie Kinder?
•  Steht ein Jobwechsel an?
•  Wie viel Spielraum soll weiterhin für 

Urlaub, Hobbys und spontane Ausga-
ben bleiben?

•  Wollen Sie Ihren Kredit besonders 
schnell tilgen?

Eine höhere Tilgung verkürzt beispiels-
weise die Laufzeit und reduziert die Ge-
samtzinskosten, erhöht aber auch die 
monatliche Belastung. Hier gilt es, die 
richtige Balance zwischen Tempo und 
Lebensqualität zu fi nden

Eigenkapital: Sicherheitspuf­
fer statt Komplett­Einsatz 

Eigenkapital spielt bei der Baufi nanzie-
rung eine zentrale Rolle. Dennoch ist es 
selten sinnvoll, sämtliche Rücklagen in 
die Immobilie zu investieren. 

Grundsätzlich gilt:
•  Mindestens die Kaufnebenkosten 

(z. B. Grunderwerbsteuer, Notar- und 
Grundbuchkosten) sollten durch Ei-
genkapital gedeckt sein.

•  Ein höherer Eigenkapitalanteil ver-
bessert die Finanzierungskonditio-
nen.

•  Drei bis sechs Monatsgehälter sollten 
als frei verfügbare Reserve bleiben – 
für unerwartete Ereignisse wie Repa-
raturen oder Einkommensrückgänge.

•  Vermögen breit aufstellen erhöht die 
Sicherheit: Ein Teil der Ersparnisse 
sollte in Anlagen wie Festgeld, ETF 
oder Aktien investiert bleiben.

Wir beraten Sie gern 

Gemeinsam fi nden wir heraus:
•  welche Finanzierung langfristig 

tragfähig ist
•  welche Tilgungsstrategie Ihre 

Ziele unterstützt
•  wie Sie sich auf Zinsänderungen 

vorbereiten können 
•  und wie groß Ihr Sicherheits-

puffer sein sollte

Denn Better Banking bietet eine 
Lösung, die heute und in Zukunft 
zu Ihrem Leben passt.

Infos und Ansprechpartner unter:
bbbank.de/oeffentlicher-dienst

Anzeige

Tipp: Haushaltsbuch in der 
BBBank­App 

Der FinanzLotse erfasst automa-
tisch Einnahmen und Ausgaben 
und ordnet Ihre Umsätze Katego-
rien wie Mobilität, Lebensmittel 
oder Versicherungen zu. 

So sehen Sie auf einen Blick, wie 
viel Geld Sie pro Monat für einzel-
ne Bereiche ausgeben – einfacher 
geht‘s nicht. Der kostenlose Service 
ist Teil der BBBank-BankingApp.
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Wir bleiben standhaft und wir bleiben 
laut! Die Tarifverhandlungen sind ab-
geschlossen. Doch für uns ist klar, wir 
geben nicht auf. Wir streiten weiter. Un-
sere Kolleginnen und Kollegen haben in 
den vergangenen Wochen mit Aktionen 
Präsenz und Haltung gezeigt. Wir haben 
gemeinsam gezeigt, dass wir bereit sind, 
für unsere Interessen einzustehen.  

Am 27. Februar wurden die Verhandlungs-
führenden der Gewerkschaften vor dem 
Innenministerium begrüßt. Unser Innen-
minister, Herr Prof. Dr. Poseck (den wir 
noch als unseren Justizminister in guter 
Erinnerung haben) suchte den direkten 
Austausch mit den Teilnehmenden. O�en 
sprach er über die aus seiner Sicht engen 
finanziellen Spielräume des Landes. Ein 
tragfähiges Angebot vor der dritten Ver-
handlungsrunde sei kaum möglich und 
auch nicht vorstellbar. Sehr nachdenklich 
verarbeiten wir diese Worte. Sind die bei-
den Verhandlungsrunden in der Wahrneh-
mung der Arbeitgebenden vielleicht nur 
reiner Mummenschanz? Oder dienen sie als 
Stimmungsbarometer? Sind die Menschen, 
die von dem Tarifergebnis betro�en sein 
werden, kamp�ereit? Wird die Arbeit beim 
Ausrufen des Streiks niedergelegt? Werden 
die Mittagspausen für Aktionen besucht? 
Oder verweilen die Tari�eschäftigten le-
thargisch und entspannt in ihren Behörden; 
Dienststellen und Arbeitsbereichen. Sind 
die Menschen bereit zu frieren? Sind die 

Rückblick – Impressionen 
Einkommensrunde 2026

Menschen bereit zur Diskussion mit ihren 
Arbeitgebern, wenn sie sich erklären an 
Veranstaltungen, die für ein Mehr in der 
eigenen Tasche sorgen sollen, teilnehmen? 
Wie ernst ist die Lage überhaupt? Wir glau-
ben Letzteres. Wer zufrieden ist, hat keinen 
Grund, jegliches Ungemach auf sich zu 
nehmen. Der Abschluss der Tarifverhand-
lungen beinhaltet stets die Forderung, die 
Politik möge die Übertragung des Tarifer-
gebnisses auf den Beamten- und Versor-
gungsempfängerbereich beschließen. Wir 
stehen voll und ganz hinter dem Streikver-
bot für Beamte. Dennoch rufen wir unsere 
Beamten und Versorgungsempfänger auf, 
sich an Maßnahmen aktiv zu beteiligen. Ih-
ren Urlaub oder Mehrarbeitsstunden einzu-
fordern, um an den Aktionen teilzunehmen. 
Einige folgen solidarisch den Aufrufen. Sind 

stets dabei und machen aktiv mit. Sehr 
enttäuschend ist jedoch, dass, wenn die 
Menschen lediglich in ihren Mittagspau-
sen vor die Tür kommen sollen sich kaum 
bewegen lassen. Diese Eindrücke müssen 
wir kämpfenden oft verdrängen. Bisher ist 
es uns und zahlreichen anderen stets gut 
gelungen. Gemeinsam sind (wären) wir 
stärker. Zum Glück haben wir in unseren 
Reihen auch sehr kamp�ereite und streit-
bare Menschen. 

Mit einer kleinen Bilderstrecke haben wir 
die Hessenseiten der 2. Ausgabe geschlos-
sen. In der vor euch liegenden Ausgabe 
knüpfen wir daran an und blicken gemein-
sam mit euch zurück

Bericht: Redaktionsteam  ■
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In der Auftaktkundgebung rief der dbb 
seine Mitgliedsgewerkschaften zur Kund-
gebung nach Fulda auf. Die BSBD-Fahne 
war sichtbar, eine engagierte Gruppe von 
Kollegen zeigte Präsenz. 

Vor Ort trafen Torsten Gürtler (stv. Landes-
vorsitzender BSBD und dbb-Arbeitsgruppe 
Tarif) sowie die Ortsverbandsvorsitzenden 
Marek Gach (Weiterstadt), Julian Zintel 
(Fulda) und Luca Borello (Hünfeld) aufein-
ander. Luca war dabei, obwohl er für den 
folgenden Tag die aktive Mittagspause 
vorzubereiten hatte. Die Teilnehmerzahl in 
Fulda war nicht nur seitens unserer Fach-
gewerkschaft eher unterdurchschnittlich. 
Warum ist das so? Das fragen wir uns re-
gelmäßig. Denn: Damit sich etwas bewegt, 
muss man sich bewegen. Die Streitbaren 
aus unserer Fachgewerkschaft kommen re-
gelmäßig und zuverlässig zu den Aufrufen. 
Aber was ist mit den anderen? Glauben sie 
nicht an den Druck der Straße? Wollen sie 
der Konfrontation in den Dienststellen aus 
dem Weg gehen? Oder ist es am Ende doch 
nur Bequemlichkeit? Mit Blick auf unsere 
Pensionäre widmen wir uns lieber wieder 
den Aktivitäten. Unser Eindruck aus Fulda 
wurde zum Glück von der aktiven Mittags-
pause vor der JVA Hünfeld übertüncht: Die 
Teilnehmerzahl war dreistellig. Aus dem 
Ruhetag und sogar aus dem Urlaub kamen 
die Kolleginnen und Kollegen am ersten 
richtigen Sonnentag des Jahres vor die 
Mauern der JVA Hünfeld. Wir bedanken uns 
bei Luca Borello und seinem Team, bei der 
Anstaltsleitung (Herrn Klaus-Dieter Vogt), 
beim stellvertretenden Landesvorsitzen-
den dbb Hessen (Richard Thonius) und na-
türlich bei allen, die teilgenommen haben. 
Am 13.03. folgte Darmstadt. Die Idee dazu 
kam von der DPolG. Im Justizvollzug und in 
der Abschiebeeinrichtung sind Kolleginnen 
und Kollegen auch im Tari�ereich beschäf-
tigt. Während der Veranstaltungsplanung 
erreichte uns eine Anfrage der GdP  ge-
meinsam starteten wir die aktive Mittags-
pause. Drei Gewerkschaften mit einem Ziel: 
die Absicherung unserer Tari�eschäftigten. 
Wir bedanken uns beim Ortsverbandsvor-
sitzenden Torsten Müller und seinem Team, 
bei der Anstaltsleitung (Herrn Christian 
Tienes), bei der Vorsitzenden des Tarifaus-
schusses (Katja Geweniger) sowie bei allen 
Teilnehmenden des dbb und bei allen, die 
vor Toren und Mauern auf die besonders 

Druck von der Basis
Damit sich etwas bewegt, muss man sich bewegen!

gefährdeten Berufsgruppen aufmerksam 
gemacht haben. Am 19.03. planten die JVA 
Frankfurt IV die aktive Mittagspause. Ge-
meinsam mit der JVA Frankfurt I wurde im 
Rahmen der Mittagspause für die Tarifver-
handlungen und die nötige Unterstützung 
der Kolleginnen und Kollegen geworben. 

Wir bedanken uns beim Ortsverbandsvor-
sitzenden Florian Haas und seiner Mann-
schaft sowie bei der Anstaltsleitung der 
JVA Frankfurt IV (Frau Lukas) und der JVA 
Frankfurt I (Frau Stefanie Schmid). Richard 
Thonius vom dbb Hessen rief zur Geschlos-
senheit auf.

Bericht: Redaktionsteam  ■
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Die große Kundgebung in Wiesbaden 
sollte der Höhepunkt werden: der Mo-
ment, in dem sichtbar wird, wie viel Kraft 
in einer solidarischen Gemeinschaft 
steckt. Nun galt es, die Menschen auf die 
Straße zu bringen, Zeichen zu setzen und 
Haltung zu zeigen. 

Jede Kollegin, jeder Kollege, der sich auf 
den Weg machte, war Teil eines Signals, das 
weit über den Tag hinauswirkt. Mobilisie-
rung ist nichts anderes als eine Kraftprobe. 
Die Arbeitgeberseite schaut genau hin bei 
allen Aktionen, bei allen Gewerkschaften. 
Mit wachem und aufmerksamem Blick wird 
das Lagebild sondiert: nicht nur die Zahlen, 
sondern auch Entschlossenheit, Stimmung, 
Geschlossenheit und Aktionsbereitschaft 
werden betrachtet. Wer Stärke zeigt, wird 
ernst genommen. Stärke fällt nicht vom 
Himmel – sie wird organisiert: mit Bussen, 
mit Verpflegung, mit Streikausfallgeldern. 
All das finanziert die Solidargemeinschaft 
derjenigen, die sich engagieren, die Mit-
glied sind, die Verantwortung übernehmen. 

Und ja: Am Ende profitieren auch jene, die 
sich nicht bewegen, die nichts beitragen. 
Ist das gerecht? Viele stellen sich diese Fra-
ge. Die ehrliche Antwort lautet: nein. Aber 
es ist gewollt. Denn sonst würden die Ge-
werkschaften vor Zulauf kaum noch hinter-
herkommen. Solidarität wirkt auch, wenn 
sie manchmal ungerecht erscheint. 

Der Endspurt

Daher bedanken wir uns bei allen, die sich 
auf den Weg gemacht haben. Bedanken 
möchten wir uns auch bei allen Mitgliedern, 
die mit ihrem Beitrag die Tarifverhandlun-
gen kräftig unterstützen.

Bericht: Redaktionsteam  ■
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Die dritte Verhandlungsrunde folgte 
auf den Tag der großen Kundgebung 
in Wiesbaden. Die Bilder von kamp�e-
reiten Beschäftigten sollten bei allen 
Verhandlungspartnern noch sehr gut in 
Erinnerung sein. Seitens des Innenmini-
steriums wurde stets auf die Haushalts-
lage Hessens verwiesen. Klar, dreht sich 
alles ums Geld. Bei uns aber auch: Gute 
Leistung braucht gute Bezahlung! Längst 
ist der ö�entliche Dienst als guter Arbeit-
geber in der Rangfolge auf den hinteren 
Plätzen. Seitens der Gewerkschaften und 
Verbände besteht seit langem die Au�as-
sung, die Regierenden in Hessen hätten 
statt eines Einnahmeproblems eher ein 
Ausgabenproblem. 

Die Verhandlungsrunde in Seeheim-Jugen-
heim war gleich für mehrere Beteiligte eine 
Premiere: Andreas Hemsing, der seit seiner 
Wahl zum Tarifvertreter des dbb Bund Vol-
ker Geyer folgte, Katja Geweniger als Tarif-
ausschussvorsitzende des dbb Hessen und 
Torsten Gürtler, unsere BSBD-Vertretung, 
der die Anliegen des hessischen Vollzuges 
mit klarer Stimme eingebracht hat. Alle 
drei haben sich wacker geschlagen – unter 
schwierigen Bedingungen, in langen Näch-
ten, mit viel Druck von allen Seiten. Für den 
BSBD wird künftig Roy Bätz in das Tarifge-
schäft einsteigen. Torsten Gürtler und Roy 
Bätz haben die Vorarbeiten im Rahmen der 

Das Ergebnis: 
Seeheim-Jugenheim – Ort der dritten Verhandlungsrunde

Tarifverhandlungen bereits gemeinsam auf 
den Weg gebracht: die Appelle, um unsere 
Kolleginnen und Kollegen jeweils auf die 
Straße zu bringen, die Informationen zu den 
Aktionen und die Abfahrtszeiten der Busse 
bekanntzugeben. Die zahlreichen Aufga-
ben, damit die Kundgebungen möglichst 
reibungslos „über die Bühne gehen“, sind 
kaum vorstellbar. Ein hohes Maß an Bereit-
schaft, private Zeit zu investieren, zeichnet 
die Kämpfer der Gewerkschaften aus. Ohne 
die zahlreichen Menschen im Hintergrund 
würden die Veranstaltungen nicht funkti-
onieren. Einer im Verborgenen Wirkender 
aus unseren Reihen ist unser Siggi Urban-
ek. Seit vielen Jahren ist er stets aktiv bei 
allen Veranstaltungen. In diesem Jahr war 
er unter anderem an der Koordination der 

Busse beteiligt. Wir bedanken uns bei al-
len, die aktiv bei den Kundgebungen un-
terstützt haben. Ohne euch wären bei den 
Verhandlungen wohl noch nicht einmal 
ein Ergebnis, das nur annähernd mit dem 
erzielten Kompromiss vergleichbar ist, er-
zielt worden. Unsere Verhandlungspartner 
haben wirklich um Ergebnisse gerungen. 
Die allgemeinen Entgelterhöhungen für 
die Tari�eschäftigten werden ab dem  
3. Juli 2026 um 3 %, mindestens aber 110,- € 
sowie ab dem 1. Oktober 2027 um weitere 
2,8 % erhöht. Dynamische Zulagen werden 
ab dem 1. Juli 2026 um 3,03 % und ab dem 
1. Oktober 2027 um weitere 2,8 % erhöht.

Bericht: Redaktionsteam  ■
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Im letzten Beitrag zum Bericht über die Ta-
rifverhandlungen in dieser Ausgabe „Der 
Vollzugsdienst“ wollen wir einmal die Be-
sonderheiten des hessischen Tarifvertrags 
beleuchten. Zahlreiche Gespräche mit Kol-
leginnen und Kollegen enden mit: „Hessen 
soll doch wieder in die Tarifgemeinschaft 
der Länder.“ Die Frage, warum das gewollt 
wird, wird häufig mit dem Beamtenbereich 
beantwortet: Eingangsämter mit A 8 oder 
eben mit der freien Heilfürsorge, dem Job-
Bike und einer höheren Besoldung. Regel-
mäßig diskutieren wir uns die Köpfe heiß, 
aber es bleibt kaum etwas von dem gesam-
ten Erklärten nachhaltig in der Wahrneh-
mung der Kolleginnen und Kollegen. Leider. 
Tarif und Besoldung sind nicht vergleichbar 
– auch dann nicht, wenn wirkungs- und 
inhaltsgleich übertragen wird. Eine einfa-
che Vergleichbarkeit aller Länder scheitert 
zudem an den unterschiedlichen Rechts-
kreisen, die durch die Föderalismusreform 
entstanden sind. Nur einen Vergleich der 
Grundbesoldung durchzuführen, greift zu 
kurz. Die monetären Abschlüsse bei Tarif-
verhandlungen sind das Eine – das andere 
sind die Protokollerklärungen. Einiges, was 
den hessischen Tarifabschluss ausmacht, 
wollen wir hier aufgreifen: Verbesserte 

Der TV-H im Allgemeinen

Schicht- und Wechselschichtzulagen (§ 8 
TV-H): Anhebung bei ständiger Wechsel-
schicht auf 200,- €. Mitnahme der Stufen-
laufzeiten bei Neueinstellungen: Bereits 
zurückgelegte Stufenlaufzeiten werden 
fortgesetzt (§ 16 TV-H). Fortsetzung „Frei-
zeit statt Geld“ bis zum 29. Februar 2028  
(§ 6a TV-H). Attest bei Erkrankung eines Kin-
des: Vorlage erst ab dem 4. Krankheitstag; 
Voraussetzung ist, dass der Arbeitgeber es 
nicht zu einem früheren Zeitpunkt verlangt. 
Für unseren Bereich besonders wichtig ist 
die Zusage, die Entgeltordnung zu evaluie-
ren. Die Arbeitsgruppen beim dbb Hessen 
laufen auf Hochtouren. Torsten Gürtler 
und Roy Bätz werden die Belange, die wir 
im Justizvollzug haben, stellvertretend für 
uns alle begleiten. Für den Verwaltungs-
bereich, den Werkdienst, den allgemeinen 
Justizvollzugsdienst und den pädagogi-
schen Dienst haben wir bereits umfangrei-
che Arbeitsunterlagen zusammengestellt. 
Ebenso wurde eine Gesprächszusage über 
die Prüfung des Bedarfs einer zusätzlichen 
Absicherung für besonders gefährdete 
Beschäftigungsgruppen gegeben. Dazu 
gehört die Forderung nach einer Berufs-
unfähigkeitsversicherung für Tari�eschäf-
tigte, deren Leistung der Mindestpension 

entspricht. Hierzu haben wir starke Netz-
werke mit der DPolG und in Teilen mit der 
GdP geschlossen. Auch um die hessische 
Freifahrtregelung (Landesticket) wurde 
wieder heftig verhandelt. Die monetäre 
Anrechnung auf den Tarifvertrag steht stets 
zur Debatte. Zahlreiche beim Land Hessen 
Beschäftigte können das Ticket gut nutzen 
- viele allerdings auch nicht. Schichtdienste 
oder eine nicht vorhandene Anbindung an 
den ö�entlichen Nahverkehr würden zum 
erheblichen Nachteil derer führen, die es 
nicht nutzen können. Zumal das Ticket für 
Beschäftigte des Landes Hessen eingeführt 
wurde, um die Mobilitätswende zu unter-
stützen. Bei der Einführung war Bündnis 
90/Die Grünen der kleinere Koalitionspart-
ner der CDU. Warum wir das aufgreifen? 
Wir möchten unseren Lesenden zeigen, 
wie komplex der hessische Tarifvertrag ist 
und wie wichtig es ist, einfach mal ein we-
nig in die Tiefe zu schauen, anstatt etwas 
zu fordern, was schlichtweg nicht gut wäre. 
Ziele erreichen wir nur gemeinsam. Daher: 
Schließe Dich Deiner Fachgewerkschaft an. 
Von dort werden die Punkte in die Gremi-
en und in die Politik getragen.   
     
Bericht: Redaktionsteam ■

Nachruf

Norbert Neugebauer

                                                                          Wir trauern um Norbert Neugebauer. Im Alter von 59 Jahren verstarb er an den Folgen 

eines tragischen Arbeitsunfalls am 30. März 2026. Seit dem 01.05.1994 war er im Justiz-

vollzug beschäftigt. Seit dem 01.09.1997 im Dienst der JVA Butzbach. 

Norbert war Mitglied in unserer Fachgewerkschaft von Beginn an. Für den Ortsverband 

der JVA Butzbach stets ein guter Unterstützer. Nicht nur Belegschaft der JVA Butzbach ist 

von dem plötzlichen Tod tief erschüttert und trauert um einen Menschen, den man einfach 

gerne haben musste. Mit seiner humorvollen und stets hilfsbereiten Art hat er vielen den Alltag bereichert. Er wird fehlen. Nicht 

nur als Kollege, sondern als Mensch. 

Wir werden ihm ein ehrendes Andenken bewahren.

Für den Landesvorstand des BSBD Hessen                  Für den Ortsverband Butzbach 
Wilma Volkenand                                                                 Kristof Petring                                                                                   ■
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Vom Norden bis in den Süden Hessens – mit herzlichem Dank an 
alle Aktiven
Bericht: Redaktionsteam  ■
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Aufgrund der Kommunalwahl haben wir 
unsere Gesprächsanfragen an die im Land-
tag vertretenen Parteien bewusst erst nach 
Abschluss der konstituierenden Sitzungen 
gestellt. Rückblickend wäre für uns ein 
früherer Zeitpunkt ohnehin kaum möglich 
gewesen. Die Vielzahl an Terminen, Ab-
sprachen und Vorbereitungen für Verhand-
lungen und Veranstaltungen hat uns stark 
gefordert. Freizeit bleibt Mangelware. Und 
trotzdem: Wir machen diese Arbeit gerne, 
mit Überzeugung und mit einem klaren Ziel 
vor Augen. Wir sind Optimisten. Wir glau-
ben daran, dass nicht alles schieflaufen 
muss. Im Gegenteil: Wer unsere Fachkom-
petenz im Bereich Justizvollzug abruft, ist 
sehr gut beraten. 

Der Landesvorstand des BSBD Hessen ist 
zu großen Teilen auch im Hauptpersonalrat 
vertreten. Diese Doppelrolle verlangt eine 
saubere Trennung der Aufgaben. Genau 
das leben wir. Was im Hauptpersonalrat 
nicht lösbar ist, nehmen wir als Gewerk-
schaft auf und treiben es dort voran. Bei 
der Klausurtagung der hessischen Perso-
nalräte im Justizvollzug standen zwei The-
men besonders im Fokus: Homeo�ce und 
T-Shirts. Beide betre�en unmittelbar un-

sere gewerkschaftliche Arbeit. Unter den 
Teilnehmenden der Personalräteklausurta-
gung sind mehrheitlich Mitglieder unserer 
Fachgewerkschaft, die auf den Kandidaten-
listen der Ortsverbände aufgestellt waren 
und aktiv in den Ortsverbänden mitwirken. 
Diese enge Vernetzung ist ein zentraler 
Baustein unserer Stärke. Wir wissen, wo 
der Schuh drückt. Wir tragen die Anliegen 
der Kolleginnen und Kollegen dorthin, wo 
Entscheidungen getro�en und Weichen ge-
stellt werden. 

Wir bedanken uns bei allen Personalräten 
in den hessischen Justizvollzugsanstalten 
und Behörden. Wir stehen gemeinsam für 
die Beschäftigten ein. Aus vielen Kontakten 
wissen wir, dass es kein leichtes Geschäft 
ist. Nur mit Mut und einer guten Portion Op-
timismus geht einiges. Personalvertretung 
und Gewerkschaftsarbeit haben einiges 
gemeinsam. Es ist nichts für Sprinter – hier 
ist Marathon die Disziplin. Aufgeben ist kei-
ne Option.

Wir bedanken uns bei allen Teilnehmenden 
für den guten Austausch.

Bericht: Redaktionsteam ■

Die Mitteilung des Petitionsausschusses 

enttäuschte uns! Unser Anliegen war 

und ist eine Homeo�ce-Regelung, die 

keine Unterscheidung zwischen Arbeit 

vor Ort in der Dienststelle und Arbeit 

im Homeo�ce macht. Der Kompromiss 

der Dienstvereinbarung, die der Haupt-

personalrat geschlossen hat, wird zur 

Grundlage gemacht. Für viele Kollegin-

nen und Kollegen im Justizvollzug sind 

kaum bzw. nur vereinzelte Verbesserun-

gen wahrnehmbar. 

Die Vielfalt der Berufe im Justizvollzug 

scheint in Teilen der Politik und bei eini-

gen Behördenleitungen weiterhin wenig 

Akzeptanz für moderne Arbeitsformen 

zu finden. Während Homeo�ce in ande-

ren Ressorts des Landes Hessen längst 

zum Alltag gehört, wird der Justizvoll-

zug weiterhin als Bereich betrachtet, in 

dem Flexibilität angeblich nicht möglich 

sei. Diese Sichtweise greift zu kurz und 

ignoriert die Realität vieler Tätigkeiten, 

die eben nicht im direkten Kontakt mit 

Inhaftierten stattfinden. Gerade dort, 

wo konzentrierte Dokumentationsarbeit 

geleistet wird, etwa bei Vollzugsplänen 

und umfangreichen Berichten, wäre 

Homeo�ce nicht nur möglich, sondern 

auch sinnvoll. Doch stattdessen blei-

ben starre Arbeitszeitmodelle mit fes-

ten Kernzeiten bestehen. Ob sich unter 

diesen Bedingungen gutes Personal ge-

winnen und halten lässt, wagen wir zu 

bezweifeln.

 

Als Gewerkschaft sagen wir klar: Der 

Justizvollzug darf nicht aufs Abstellgleis. 

Moderne Arbeitsformen sind kein Lu-

xus, sondern ein notwendiger Baustein 

attraktiver Arbeitsbedingungen. Wer 

Fachkräfte will, muss ihnen zeitgemä-

ße Rahmenbedingungen bieten. Nicht 

irgendwann, sondern jetzt. Wir werden 

weiter unbequem sein, wo es nötig ist. 

Dafür stehen wir. Versprochen.

#vonderbasisfürdiebasis

Bericht: Redaktionsteam  ■

Homeo�ce im 
Justizvollzug

Gutes Personal braucht 
gute Bedingungen

Gut vernetzt und klar positioniert
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Im allgemeinen Justizvollzug gilt die Pflicht 
zum Tragen der Uniform. Die Dienstklei-
dungsordnung schreibt hellblaue Hemden 
oder Poloshirts vor eine Regelung, die bei 
Polizei und Justiz gleichermaßen zutri�t. 
Doch wir als Gewerkschaft hören seit Jah-
ren denselben Wunsch aus den Dienststel-
len: Ein T-Shirt muss endlich Teil der o�ziel-
len Ausstattung werden. Die Wunschfarbe 
der Beschäftigten aus der Justiz und dem 
Justizvollzug ist Dunkelblau – der politische 
Wille jedoch ein helles Blau. Die Jacken 
und der Pullover sind dagegen dunkelblau. 
Daher waren wir von der Begründung, der 
politische Wille wolle die Farbe Hellblau, 
irritiert: Dunkelblau wirke zu martialisch. 
Wir dachten, wir hätten uns verhört. Aber 
nein: Der politische Wille habe das genau 
so gemeint. 

Nun haben wir beschlossen, der Sache auf 
den Grund zu gehen. Wir werden den poli-
tischen Willen „aufspüren“. Unser Interesse 
ist geweckt. Bestimmt werden die Gewerk-
schaft DJG und die DPolG den politischen 
Willen ebenfalls „aufspüren“. Nichts ist 

für die Ewigkeit. Schließlich hat Hessen 
80. Geburtstag. Das Hessen-Logo ist in 
Blau gehalten. Wir würden mit den blauen  
T-Shirts sehr gut zum neuen Logo passen. 
Warum nicht einmal dem Wunsch der Be-
schäftigten folgen? Dennoch war der Tag 
beim Polizeipräsidium nicht vergeudet: Ein 
Kompromiss für ein T-Shirt wurde gefun-
den. Es soll ein Poloshirt ohne Knopfleiste 
und ohne Kragen, mit Mesh-Einsatz unter 
dem Achselbereich, bescha�t werden. Das 
Modell soll erprobt werden. Im Justizvoll-
zug und bei der Justiz wird das neue Shirt 
probegetragen. Wir werden die Versuche 
engmaschig beobachten. 

Die Realität in den Haftanstalten ist eindeu-
tig: Ein T-Shirt wird dringend benötigt. Die 
Hafthäuser heizen sich extrem auf. Klima-
anlagen in den Unterkunftsbereichen sind 
nicht vorhanden. Durch den Klimawandel 
werden weiterhin lange Hitzephasen er-
wartet. Hellblau zeigt Schweiß sofort, Dun-
kelblau nicht. Das ist kein modisches Detail, 
sondern eine Frage von Praxistauglichkeit, 
Komfort und Würde im Arbeitsalltag. Wer 

Dienstkleidung im Justizvollzug und bei der Justiz
Wir bleiben dran, weil die Realität nicht ignoriert werden darf!

täglich in überhitzten Bereichen arbeitet, 
braucht Kleidung, die den Bedingungen 
standhält – nicht Kleidung, die aus politi-
schen Gründen festgelegt wird. Wir werden 
Gespräche führen und Verbündete suchen. 
Wir werden klar benennen, was die Be-
schäftigten brauchen. Wir bleiben für euch 
am Ball. 

Bericht: Redaktionsteam  ■
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Zum 80. Landesjubiläum führt Hessen ein 
neues Corporate Design ein. Was zunächst 
mit angekündigten 290.000 € begann, ist 
inzwischen auf nahezu 900.000 € ange-
wachsen. Genau diese Kosten stehen im 
Zentrum der Kritik. Wir haben die Verhand-
lungsrunden zum TV-H noch sehr deutlich 
im Ohr. Während die Landesregierung von 
Modernisierung spricht, empfinden viele 
Beschäftigte die Ausgabe als falsches Sig-
nal. Besonders schwer wiegt der Vergleich 
mit der Entscheidung, die Besoldungs-
erhöhung für Beamtinnen und Beamte 
zu verschieben. Abermals warten wir auf 
die zugesicherte Übertragung der Tarif-
verhandlungen 2026. Seit vielen Jahren 
warten Beamtinnen und Beamte auf eine 
amtsangemessene Besoldung. 

Viele Kolleginnen und Kollegen erinnern 
sich an Demonstrationen, Protestaktionen 
und an das Gefühl, dass Zusagen zurück-
genommen wurden. Die Aussage, „Hes-
sen habe kein Geld“, steht in krassem Wi-
derspruch zu den hohen Ausgaben für ein 
neues Logo. Hessen hat wohl doch kein 
Einnahme-, sondern augenscheinlich ein 
Ausgabeproblem. Gleichzeitig befinden 
sich zahlreiche hessische Justizvollzugsan-
stalten in sanierungsbedürftigem Zustand. 
Projekte, die den Alltag in den Anstalten 
erträglicher machen würden (z. B. Sicher-
heitsstationen für besonders au�ällige Ge-
fangene - siehe Butzbach), werden aufge-
schoben. Kein Geld. Die Bauunterhaltung 
ist auf ein Minimum zusammengestrichen 
worden. Seit Jahren wird mit der Gießkan-
ne verteilt. 

Kein Wunder, dass – wie aktuell in der JVA 
Frankfurt IV – aufgrund von Vernachlässi-
gung ein ganzes Haus geschlossen werden 
musste. Die Gefangenen wurden auf an-
dere Haftanstalten verteilt. Die Anstalten 
Hessens ächzen unter der Last. Mit den 
Gefangenen ziehen zahlreiche Bedienste-
te mit. Sozialverträglich für alle Beteiligten 
soll es sein. Man ist stets bemüht. Dennoch 
belastet es den Alltag. Anstatt nun auf dem 
Gelände einen Neubau zu errichten, soll 
so schnell wie möglich saniert werden. 
Natürlich würde die Neuerrichtung länger 
dauern, aber diese Maßnahme wäre zu-
kunftsgerichtet. Politik denkt leider nicht 
zukunftsgerichtet. Vor diesem Hintergrund 
wirkt das teure Rebranding wie ein Schild-

bürgerstreich. Unser Ministerpräsident 
sagte in einem Interview: „Sollen wir, nur 
weil wir kein Geld haben, auf Klappstühlen 
sitzen?“ Der Satz wirkt so wirklichkeits-
fremd, wie sich die ganze Aktion um den 
80. Geburtstag Hessens anfühlt. Sind das 
die Prioritäten einer für das Land Hessen 
verantwortlichen Regierung? Ist das die 
politische Verantwortung, die wir erwarten 
können? 

In einer Zeit multipler Krisen wächst das Be-
dürfnis nach Verlässlichkeit und glaubwür-

Kostenexplosion statt Verantwortung

Wir finden Blau nicht martialisch            

Über Geschmack lässt sich streiten                                        
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digen Entscheidungen. Der Wunsch vieler 
Beschäftigter im Justizvollzug und in der 
Justiz (vielleicht auch bei der Polizei) bleibt 
bescheiden: Ein dunkles T-Shirt, das nichts 
extra kostet, würde zumindest das Gefühl 
vermitteln, dass ihre Stimmen gehört wer-
den.

Bericht: 
Redaktionsteam  ■
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Satire – was wir sehen                      
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Die Vorsitzende der dbb Frauenvertre-
tung Hessen Sonja Waldschmidt be-
grüßte in diesem Jahr am 20. April die 
Teilnehmenden in den Geschäftsräumen 
des dbb Hessen in der Europa-Allee in 
Frankfurt bei herrlichem Sonnenschein. 

Nach der Erö�nung wurde das Wort an den 
Referenten der Verbraucherzentrale Hes-
sen gereicht. Diese bietet für viele Bereiche 
(auch privat) kostenpflichtige Beratungsge-
spräche an. Zum Beispiel lassen sich The-
men wie Geld & Versicherungen, Gesund-
heit & Pflege oder auch Reise & Mobilität 
über die Verbraucherzentralen individuell 
beleuchten.

Für die Teilnehmerinnen wurde ein Vortrag 
zum Thema „Altersvorsorge für Frauen 
– gut zu wissen“ gehalten. Die Vorsorge-
modelle der gesetzlichen Vorsorge, geför-
derten Altersvorsorge und der privaten Vor-
sorge wurden in diesem vorgestellt. Über 
ETFs und Geldanlagen sowie Riesterrente 
und Bausparverträge konnten wichtige 
Informationen weitergegeben und Fragen 
gemeinsam erörtert werden. 

Die Lageberichte des dbb Vorstands und 
der Frauenvertreterinnen wurden nach ei-
ner kleinen Mittagspause gehalten.

Da der ehemalige Landesbundvorsitzende 
des dbb Hessen Heini Schmitt sein Amt 
abgegeben hat, berichtete die stellvertre-
tende Vorsitzende des dbb Hessen Frau 

Landeshauptversammlung der dbb Frauenvertretung Hessen
                      

Anke Schneider über den Sachstand zur 
Besoldung. Das Landesticket – welches ur-
sprünglich als Bonus der Regierung an die 
Landesbediensteten ausgegeben wurde – 
wird es auch weiterhin zusätzlich geben. 
Die Unteralimentation ist noch immer nicht 
beseitigt, in diesem Zusammenhang wird 
auch in Hessen über die Anrechnung von 
Partnereinkommen diskutiert, was beson-
ders bei den weiblichen Bediensteten für 
große Empörung sorgte.

Leider sind die Probleme bei allen anwe-
senden Gewerkschaftsverbänden ähnlich: 
Neben der Schwierigkeit der Nachwuchs-

gewinnung, der Forderung nach gerechter 
Besoldung und einem vernünftigen Kon-
zept zur Betreuung der Kinder, sehen sich 
die Frauen zu wenig im Homeo�ce und zu 
selten unterstützt durch den Dienstherrn, 
um dem Spagat zwischen Beruf und Fami-
lie gerecht werden zu können. Durch die 
extreme Belastung kommt es nicht selten 
zu krankheitsbedingten Ausfällen, Über-
lastungsanzeigen und fehlender Zeit, die 
Freizeit auch mal nur für sich selbst nutzen 
zu können fehlt. Für den Justizvollzug ist 
Homeo�ce nicht bei allen Berufsgruppen 
oder Bereichen, die der allgemeine Jus-
tizvollzugsdienst im Aufgabengebiet hat, 
möglich. Das ist mir als Fachgruppenvertre-
terin durchaus bewusst. Jedoch scheinen 
die Arbeitszeitmodelle und -formen sehr 
historisch geprägt. Raum für Entwicklung 
sehe ich und mit mir der Landesverband 
Hessen durchaus. 

BSBD-Fachgruppenvertreterin der Frauen
Susanne Leib  ■
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Die Geduld im hessischen Justizvollzug 
ist am Ende. Gemeinsam mit den Kolle-
ginnen und Kollegen der DPolG, des dbb 
Hessen sowie des BSBD Hessen haben 
wir am Freitag, den 13.03.2026 ein un-
überhörbares Signal an die Landesregie-
rung gesendet. 

Rund um den Parkplatz zwischen der JVA 
Darmstadt und der Abschiebehaftvollzugs-
einrichtung versammelten sich zahlreiche 
Mitstreiter aus ganz Hessen zur Mahnwa-
che, um unserer Forderung nach echter 
Wertschätzung Nachdruck zu verleihen. 
Nachdem auch die zweite Verhandlungs-
runde in Dietzenbach ohne ein Angebot 
der Arbeitgeberseite verstrichen ist, war 
die Stimmung unter den Teilnehmern deut-
lich: Wir lassen uns nicht länger vertrösten! 
Unsere Kollegin Wilma Volkenand (BSBD) 
machte in ihrer Rede unmissverständlich 
klar, dass die Belastungsgrenze im Vollzug 
längst überschritten ist. Dünne Personal-

decken, endlose Überstundenberge und 
ein Schichtdienst, der immer schwerer mit 
dem Privatleben vereinbar ist, zehren an 
der Substanz.

Unsere Kernforderungen: 7% und 300 Euro
Unterstützt wurde diese Haltung von  
Katja Geweniger (Vorsitzende des Tarif-
ausschusses dbb Hessen) und Alexander 
Glunz (DPolG). Die gemeinsamen Forderun-
gen stehen fest:
7 % mehr Lohn, mindestens jedoch 300 
Euro Erhöhung sowie eine kurze Laufzeit 
von 12 Monaten.

„Ein fairer Abschluss ist kein Almosen, son-
dern ein notwendiges Zeichen von Respekt 
gegenüber denen, die täglich den Kopf für 
die Sicherheit des Landes hinhalten“, so der 
Tenor der Kundgebung. Ohne eine attrakti-
ve Bezahlung wird es zudem unmöglich, den 
massiven Nachwuchssorgen im Justizvoll-
zug und bei der Polizei entgegenzuwirken.

Starkes Zeichen vor der JVA und der Abschiebhafteinrichtung
Eindrücke aus dem Ortsverband Darmstadt

Nach dem o�ziellen Teil der Reden sorgte 
unser Ortsverband für die nötige Stärkung. 
Bei gegrillten Würsten und kühlen Geträn-
ken nutzten viele Kolleginnen und Kollegen 
die Zeit für den fachlichen Austausch und 
das Vernetzen über die Spartengrenzen 
hinweg. Dieser Zusammenhalt ist unsere 
größte Stärke für die kommenden Wochen!

Bericht: Ortsverbandsvorsitzender 
Torsten Müller   ■
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Ein starkes Tre�en, viele neue Gesichter 
und spürbarer Au�ruch: Im Seminarhotel 
Grünberg kamen unsere Ortsverbände 
und Fachgruppen zusammen, um Bilanz 
zu ziehen, Ideen zu bündeln und die Wei-
chen für kommende Gewerkschaftsarbeit 
zu stellen. 

Im Mittelpunkt standen unsere bisheri-
gen Schritte. Die Tarifverhandlungen und 
natürlich unsere immer noch nicht verfas-
sungskonforme Besoldung zeigten deut-
lich die Verärgerung der Teilnehmenden. 
Die Berichte aus den Fachgruppen und 
Ortsverbänden deuten durchaus die Bewe-
gungsdynamik an. Durch die Jahreshaupt-
versammlungen in den Ortsverbänden und 
den Wahlen am Gewerkschaftstag im No-
vember 2025 entstanden zahlreiche per-
sonelle Veränderungen. Ein sichtbares Zei-
chen für Erneuerung und Au�ruch. Um es 
mit den Worten eines Ortsverbandsvorsit-
zenden zu sagen: „Wir haben richtig Bock 
drauf“. Fast alle Ortsverbände sind nun 

wieder stabil mit dabei. Die Arbeitsfähig-
keit in den örtlichen Vertretungen sind für 
uns die Grundmauern unserer Fachgewerk-
schaft, auf der wir alle gemeinsam stehen. 
Allen Teilnehmenden möchten wir für ihr 
Engagement und Einsatzbereitschaft dan-
ken. Gerade heute ist die Gewerkschafts-
arbeit unverzichtbar. Wir leben in einer Zeit 

der rasanten Veränderungen. In der Politik 
brauchen wir eine starke Stimme. Eine star-
ke und unbeugsame Gemeinschaft ist in 
der Lage zur Mitgestaltung. 

Bericht: 
Redaktionsteam BSBD Hessen   ■

Landeshauptvorstandssitzung in Grünberg
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Das erste Tre�en des dbb Landeshaupt-
vorstandes nach den Tarifverhandlungen 
und nach der Wahl des langjährigen Lan-
desvorsitzenden Heini Schmitt zum stell-
vertretenden Bundesvorsitzenden Be-
reich Beamtenpolitik fand am 16.04.2026 
in Frankfurt statt. 

Berichte des geschäftsführenden Landes-
vorstandes setzten auch hier für den Tarif-
bereich deutliche Schwerpunkte. Rund um 
die Veranstaltungen der Tarifrunde zum 
TV-H waren die deutlichen Au�orderungen 
des Landesvorstandes an die Verbände 
unmissverständlich. Auch hier wurde sehr 
deutlich die Wichtigkeit der gemeinsamen 
Aktionen erwähnt. Sichtbar und lautstark 
zu den Kundgebungen zu kommen und 
damit die Position der für die Verhandlung 
verantwortlichen zu stärken. Im Rahmen 
der Hauptvorstandssitzung wurde auf die 
Fortsetzung der Studie „Gewalt gegen Be-
schäftigte“ aufmerksam gemacht. Nicht nur 

das Land Hessen hat seinen Beschäftigten 
gegenüber einer Fürsorgepflicht. Die Kol-
leginnen und Kollegen halten das Land am 
Laufen. Verbale Angri�e und gar körperli-
che Angri�e sind leider keine Seltenheit. 
Die Studie soll das Bewusstsein für den 
Auftrag des Landes schärfen und aufzei-
gen, wie erfolgreich bisherige Maßnahmen 
aus dem „Respektpaket“ sind. Die Finan-
zierung der Studie wird vom dbb Hessen 
getragen. 

Am Nachmittag fand die o�zielle Verab-
schiedung von Heini Schmitt statt. Alle 
Redebeiträge aus der Politik machten deut-

Landeshauptvorstandssitzung des dbb Hessen
O�zieller Abschied von Heini Schmitt aus der Landesleitung

lich, dass wir mit unseren nun ehemaligen 
dbb Landesvorsitzenden einen starken und 
streitbaren Menschen verlieren. Seine Be-
reitschaft Konflikte und Missstände klar zu 
benennen und seine Fähigkeit politische 
Entscheidungen kritisch zu begleiten, ha-
ben die Arbeit in Hessen maßgeblich ge-
prägt. Ein solcher Streiter für die Belange 
der Beschäftigten ist in Berlin für uns alle 
ein wahrer Segen. 

In der Bundespolitik wird unser Heini mit 
Sicherheit ein guter und wahrnehmbarer 
Gestalter sein. Eine klare Stimme und ein 
wacher Geist sind für die maßgebliche Mit-
gestaltung in der Bundespolitik für uns alle 
unsagbar nötig. Sehr gerne waren wir bei 
dem Abschied Augen- und Ohrenzeuge. 
 
Bericht:
Redaktionsteam BSBD Hessen  ■
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